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10. Gemz, Festsetzung des Ausmaßes von Verwaltungsabgaben im Berekbe des Landes und der Gemeinde Wien 
und die Einhebung von Amtstaxen i.m Verfahren nadi den Wiener Landes- und Gemeindeabgabegesetzen, 
Abänderung. 

11. Verordnung: Verwaltungsabgaben, Kommissionsgebühren, Oberwadiungsgebühren und Amtstaxen. 

10. 

Gesetz vom 26. Jänner 1968, mit dem das 
Gesetz über die Festsetzung des Ausmaßes 
von Verwaltungsabgaben im Berekhe des 
Landes und der Gemeinde Wien und die Ein· 
hebung von Amtstaxen. im Verfahren nach 
den Wiener Landes- und Gemeindeabgabe-

gesetzen abgeändert wird. 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz vom 21. Dezember 1925, LGBI. 
für Wien Nr. 50, über die Festsetzung des Aus
maßes von Verwaltungsabgaben im Bereiche des 
Landes und der Gemeinde Wien und die . Ein
hebung von Amtstaxen im Verfahren nach den 
Wiener Landes- und Gemeindeabgabegesetzen, 
in der Fassung der G~tze LGBI. für Wien 
Nr. 2/1946, LGB!. für Wien Nr. 3/1948, LGB!. 
für Wien Nr. 14/1950 und LGB!. für Wien Nr. 91 
1957, wird abgeändert wie folgt: 

1. Im $ 2 tritt anstelle des Betrages von 2000 S 
ein Betrag von 4000 S. 

2. Der zum Gesetz gehörige Tarif über das 
Ausmaß der Verwaltungsabgaben in Angelegen
heiten der Landes- und Gemeindeverwaltung hat 
zu lauten: 

"Tarif 
über das Ausmaß der Verwaltungsabgaben in 
Angelegenheiten der Wiener Landes· und Ge

meindeverwaltung 
1. Bewilligung der Errichtung oder 

Übertragung einer privaten Kran
kenanstalt mit drei oder weniger 
Betriebsräumen . . . . . . . • . . . . . . • 300 S 
mit mehr als drei Betriebsräumen 
für jeden weiteren Betriebsraum 60 S 

2. Bewilligung der Erweiterung einer 
privaten Krankenanstalt für jeden 
neuen Betriebsraum . . . . . . . . . . . 60 S 

3. Verfassung und Ausfertigung von 
Graberhaltungsverträgen für je 
2 S des erlegten Kapital„ wobei 
Bruchteile voll geredmet werden 0·10 S 
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4. Erteilung einer Konzession für 
Filmvorführungen 
a) für je angefangene 100 Plätze 

Fassungsraum und jedes volle 
Jahr der Konzessionsdauer .. 

b) für je angefangene 100 Plät~ 
Fassungsraum bei einem kür
zeren Zeitraum der Konzes~ 
sionsdauer als ein Jahr für je 
drei Monate , ............ . 

Bei Genehmigung einer Ver
pachtung gelten die vollen, bei 
Genehmigung der Ausübung der 
Konzession durch einen Geschäfts
führer und bei Genehmigunrg 
seiner Person gilt je ein Viertel der 
Sätte dieser Tarifpost. Bei Kinos 
mit einer genebmigren Spielzeit 
von weniger als vier Tagen 
wöchentlich gilt die Hälfte der 
sonst geltenden Sätze dieser Tarif
post. 

Die Konzessionsdauer ist, so
fern sich diese nidtt aus der er
teilten Konzession entnehmen 
läßt, in jedem einzelnen Fall nach 
den Bestimmungen des Bewer
tungsgesetzes 1955, BGB!. Nr. 148, 
in der Fassung der Bundesge
setze vom 19. Juni 1963, BGB!. 
Nr. 145, und vom 30. Juni 1965, 
BGB!. Nr. 181, über den Kapital
wert von wiederkehrenden bzw. 
von lebenslänglkhen Nutzungen 
und Leistungen zu ermitteln. 

5. Genehmigung einer einzelnen 
Filmaufführung für je angefan
gene 100 Plätze Fassungsraum .. 
Diese Sätze ermäßigen sidi auf 
die Hälfte', wenn ausschließlidi 
Schmalfilme vorgeführt werden. 

6. Erteilung einer Konzesoion zur 
Vorführung 
a) von Schmalfilmen oder Steh-

bildern bei wechselndem 
Standort in gesd.Iossenen 
Räumen .............• „ .. 

130 s 

33 s 

13 s 

65 s 
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